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Entwurf eines neuen Hessischen Wassergesetzes (HWG)

Ihr Schreiben vom 27. April 2004, III3A/III3B-79b 06.01-27/04

Sehr geehrte Damen und Herren,

herzlichen Dank für die Beteiligung an der großen Novelle des Hessischen Wassergesetzes und die Bereitstellung der durch eine umfangreiche Begründung und eine Synopse übersichtlich aufgearbeiteten Unterlagen.

Der NABU begrüßt die Berücksichtigung der natürlichen Eigendynamik, die insbesondere in den §§ 8 und 10 Eingang in das neue Gesetz finden soll. Damit werden langen naturschutzfachlichen Forderungen Rechnung getragen und unnötige Kosten vermieden.

Es sind aber auch Neuregelungen vorgesehen, die im Widerspruch zur Gewässerreinhaltung, dem Meeresschutz  und der Kostenersparnis stehen. Leider wurden auch Rückschritte, die mit der kleinen Novelle des HWG 2002 gemacht wurden, mit der neuen Novelle nicht korrigiert.

Im Einzelnen:

§ 2 Sachlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der WRRL erstreckt sich nicht nur auf Gewässer mit ihren Ufern und Auen, sondern gemäß Artikel 1 a auf alle von den aquatischen Ökosystemen direkt „abhängenden Landökosysteme und Feuchtgebiete“. Da diese auch außerhalb des vom Hochwasser beeinflussten Auenbereiches (z. B. in Talrandlage)  liegen können, sollte diese Präzisierung aufgenommen werden.

§4 Bewirtschaftungspläne

Die Vorgaben der §§ 36, 36b WHG bezüglich der inhaltlichen Ausgestaltung der Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne müssen übernommen oder es muss klar darauf verwiesen werden. Es sollte auch auf die Kataloge in Anhängen VI und VII WRRL verwiesen oder diese abgeschrieben werden. Das Land Rheinland-Pfalz hat dies im § 24 Abs. 4 LWG durch den nachfolgenden Satz gelöst: „Der Bewirtschaftungsplan muss die in … in Verbindung mit Anhang VII der Richtlinie 2000/60/EG genannten Informationen enthalten“. 

§ 5 Öffentlichkeitsbeteiligung

Zahlreiche Details, wie die qualitative und quantitativen Anforderungen an die Gewässer sowie die Einstufung und Darstellung des Zustandes der Gewässer sollen gemäß § 6 nicht im Gesetz, sondern erst in Rechtsverordnungen umgesetzt werden. Wir bitten Sie deshalb, die Naturschutzverbände auch an der Erarbeitung dieser Rechtsverordnungen auf der Ebene des bestehenden Beirats zur Umsetzung der WRRL zu beteiligen.

Auch bei der Erarbeitung der Bewirtschaftungspläne erscheint uns eine Beteiligung der Naturschutzverbände nötig und sinnvoll, um die Erfahrungen der regional aktiven ehrenamtlichen Naturschützer (der NABU hat über 400 örtliche Gruppen allein in Hessen) einfließen zu lassen. Die Möglichkeit zu einer schriftlichen Stellungnahme erst nach der Veröffentlichung der Bewirtschaftungspläne stellt eine unzureichende Beteiligung der Öffentlichkeit dar. Wir begrüßen die Einladung zu den Regionalkonferenzen im Juli und schlagen vor, in der Folge Beiräte auf Teil-Flussgebietsebene (Fulda/Diemel, Main, Mittelrhein, Neckar, Oberrhein, Werra, Weser) einzurichten. Diese bestehen in anderen Ländern wie Schleswig-Holstein bereits länger. Sowohl der Beirat zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie auf Landesebene als auch die Beiräte für die Teil-Flussgebietsebenen sollten im Hessischen Wassergesetz verankert werden, entsprechend den Naturschutzbeiräten im Naturschutzgesetz.

Im HWG sollte die frühzeitige aktive Beteiligung der Naturschutzverbände bereits in der Planungsphase konkret benannt werden. Sie muss auch den notwendigen Datenzugang (Mess- und Überwachungsdaten zu Gewässern, Erhebungsdaten zur Struktur, Chemie, Physik, Nutzungsstrukturen, Belastungen, Einleitungen, Flora, Fauna, Wasserkraftpotenzial usw.) für die interessierte Fachöffentlichkeit mit einschließen. Der bisher in Abs. 3 vorgesehene Datenzugang erst ein Jahr vor Beginn des Zeitraums, auf den sich der Plan bezieht, reicht nicht aus, da nach Fertigstellung des Entwurfs eine echte Zusammenarbeit erheblich erschwert ist.

Um sicherzustellen, dass die Stellungnahmen der Naturschutzverbände nicht als reine Formsache behandelt, sondern auch ernsthaft geprüft werden, sollte eine Verpflichtung für die Behörden zur Erörterung und Beantwortung der eingebrachten Vorschläge ins Gesetz aufgenommen werden. Hierzu sollte dem Abs. 4 angefügt werden: „Vor Beginn des Zeitraums, auf den sich der Plan bezieht, ist von der zuständigen Wasserbehörde zu den vorgebrachten Anregungen und Einwänden schriftlich Stellung zu nehmen“.

§ 6 Umsetzung von internationalem und supranationalem Recht

Bei der Aufzählung der Inhalte, die durch Rechtsverordnungen geregelt werden müssen, fehlt ein Hinweis darauf, dass auch die Begriffsdefinitionen, z. B. für den „guten ökologischen und chemischen Zustand“ gemäß Anhang V 1.4. der WRRL durch eine solche Rechtsverordnung getroffen werden.

Hinzugefügt werden muss auch die Frist, bis zu der die Bestandsaufnahme der Gewässer erfolgt sein muss (Ende 2004), sowie die Frist gemäß Art. 5 Abs. 2 WRRL, dass die Bestandsaufnahme 2013 und danach alle 6 Jahre überprüft und gegebenenfalls aktualisiert werden muss.

§ 7 Bewirtschaftungsziele

Die Formulierung in § 7 Abs. 1, dass „eine nachteilige Veränderung des Gewässerzustands … zu vermeiden“ sei, sollte klarer formuliert werden: Nach Art. 4 Abs. 5 c) WRRL müssen die Mitgliedsstaaten Sorge dafür tragen dass „keine weitere Verschlechterung des Zustands des betreffenden Wasserkörpers“ eintritt. Der klare Charakter eines Verschlechterungsverbots sollte auch deutlich zum Ausdruck gebracht werden. Die Beschränkung auf ein Vermeidungsgebot reicht nicht aus.

§ 8 Herstellung und Erhaltung eines naturnahen Gewässerzustandes

Bei der Beschreibung des naturnahen Gewässerzustandes sollte die „Durchgängigkeit“ der Gewässer für wandernde Fischarten als Ziel deutlich genannt werden, auch wenn diese in die genannten „ökologischen Funktionen“ und der „Vernetzung von Lebensräumen“  hinein interpretiert werden können.

§28 WHG sieht vor, dass die Unterhaltung den Belangen des Naturhaushaltes, des ordnungsgemäßen Abflusses und der Erhaltung der Schiffbarkeit Rechnung zu tragen hat. Die darüber hinausgehenden Forderungen im Entwurf des HWG, dass auch den Belangen von Fischerei, der Landwirtschaft, der Energieversorgung und der Erholung in ausreichendem Maße Rechnung zu tragen sei, sollten daher gestrichen werden. Versorgungskabel längs der Gewässer stellen bei den angestrebten Renaturierungen erhebliche Probleme und Kostensteigerungen dar. Die Interessen von Landwirtschaft, Fischerei und Erholung haben sich nach dem Renaturierungsauftrag der WRRL im Geltungsbereich des HWG klar dem Ziel der Herstellung eines naturnahen Gewässerzustandes unterzuordnen.

Dem Abs. 2 sollte ein Zusatz angefügt werden, dass der Zeitraum der Unterhaltungsmaßnahmen auf ökologische Belange abgestimmt werden muss. Dies ist sinnvoll, weil viele Schäden (z. B. bei Grabenräumung) durch einfache zeitliche oder räumliche Verschiebung vermeidbar sind.

In Abs. 3 ist die Entwicklung eines „heimischen und standortgerechten Uferbewuchses“ aufzunehmen, weil auch nichtheimische Arten standortgerecht sein können. Zum Beispiel sind die an Gewässern häufig auftretenden Neophyten in der Regel standortgerecht (also an Boden- und Wasserverhältnisse angepasst), aber nicht heimisch und für die Naturnähe der Gewässer von Nachteil.

§ 9 Gewässerunterhaltung

Als Abs. 7 sollte aufgenommen werden, dass die im Rahmen der Sukzession aufkommenden Gehölzentwicklung so lange zugelassen werden muss, wie durch diese Entwicklung keine Gefährdung angrenzender bewirtschafteter Grundstücke zunimmt. Die natürliche Sukzession stellt die kostenlose Leistung der Natur zur Erfüllung der unter § 8 formulierten Ziele dar. Diese Entwicklungen sollten daher so weit wie möglich gesetzlich geschützt werden.

§ 10 Zulässigkeit des Ausbaus

In § 10 HWG ist der Abs. 1 um die die Aussage des §31 Abs. 5 Satz 3 WHG „Der Planfeststellungsbeschluss oder die Genehmigung ist zu versagen, soweit von dem Ausbau eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere eine erhebliche und dauerhafte, nicht ausgleichbare Erhöhung der Hochwassergefahr oder eine Zerstörung natürlicher Rückhalteflächen, vor allem in Auwäldern, zu erwarten ist“ zu erweitern, um den Erhalt der noch vorhandenen Retentionsräume unmißverständlich sicherzustellen.

§ 12 Uferbereiche

In der Definition der Uferbereiche fehlen die Bedeutung für die Gewässerreinhaltung und den Biotopverbund. Beide Aspekte sollten neben der „ökologischen Funktion der Gewässer“ genannt werden. Die Definition des Uferbereichs muss auch die Gewässerabschnitte innerhalb bebauter Ortsteile einschließen, wenn dem in § 1 genannten Ziel des Schutzes von Ufern und Auen und der Funktionalität der Fließgewässer gerecht werden soll.

Entgegen der alten HWG-Regelung, dass Uferbereiche auch breiter als 10 m festgesetzt werden dürfen, soll zukünftig eine Regelung zur Festsetzung schmalerer Uferbereiche aufgenommen werden (wie in der Begründung zum Gesetz ausgeführt wird). Dies widerspricht den Zielen des Biotopverbunds, da für wandernde Arten ein Saum mit der lebensraumtypischen Vegetation von mindestens 10 Metern erforderlich ist. 

Für die Zielsetzung der Gewässerreinhaltung und dem Erhalt natürlicher Funktionen ist eine Neudefinition des Uferbereichs notwendig: Seine Breite sollte nach dem Überschwemmungsgürtel eines zehnjährigen Hochwassers (HQ 10) bemessen werden und mindestens 10 m landseits der Böschungsoberkante betragen, um diffuse Stoffeinträge so gering wie möglich zu halten. Fehlt eine Böschungsoberkante, so kann an ihre Stelle die Linie des mittleren Hochwassers (MHQ) treten.

Die Erfahrungen aus vielen anderen Bundesländern zeigen darüber hinaus, dass eine wirtschaftliche Nutzung der Uferbereiche mit dem „guten ökologischen Zustand“ von Gewässern nicht vereinbar ist: Die Pendelbewegung eigendynamischer Fließgewässer sowie die Lebensraumansprüche semiaquatischer Säugetiere wie dem Biber verlangen, dass vorbeugend und zur Konfliktvermeidung die Uferbereiche frei von menschlicher Nutzung gehalten werden. Dieses Ziel sollte in ein zukunftsweisendes neues HWG aufgenommen werden, insbesondere weil sich der Biber in ganz Deutschland rasch ausbreitet und auch im hessischen Verbreitungsgebiet ein unerwartet schnelles Anwachsen der Population zu beobachten ist. Die Bereitstellung der erforderlichen Flächen (Entschädigung) kann über geeignete Instrumente (Flurneuordnung, Ökopunkte-Konto, Ausgleichsmaßnahmen u.ä.) erfolgen.

§ 13 Überschwemmungsgebiete

Nach dem § 32 Abs. 2 WHG sind die Überschwemmungsgebiete „in ihrer Funktion als natürliche Rückhalteflächen zu erhalten“. Dieser Erhaltungsauftrag fehlt im HWG und wird durch die in Abs. 3 eröffnete Möglichkeit für „Neubau(ten)“  sogar unterlaufen. Für einen effektiven Hochwasserschutz reicht es nicht, mit „geeigneten bautechnischen Maßnahmen…den Eintrag von wassergefährdeten Stoffen“ zu verhindern, sondern es muss durch den Ausschluss weiterer Bebauung der Retentionsraum erhalten werden. Das Verbot in § 14 Abs. 2 Satz 1 reicht hierzu nicht aus, weil es in § 15 Abs. 1 Satz 2 bereits wieder aufgehoben werden kann, wenn es „im Einzelfall zu einer unbilligen Härte führen würde“. Es steht zu befürchten, dass allein schon höhere Investitionskosten durch den Bau im Hangbereich oder die schlechtere infrastrukturelle Erschließung als Begründung für „unbillige Härte“ herangezogen werden.

Überschwemmungsgebiete müssen konsequent und vollständig dort ausgewiesen werden, wo Überschwemmungen (HQ100) stattfinden. Ausnahmen müssen ausgeschlossen sein. Ein Ungültigwerden der Überschwemmungsgebiete nach fünf Jahren ist abzulehnen, weil die Hochwassergefahr unabhängig vom fristgerechten Handeln der Verwaltung fortbesteht.

§ 14 Bebauung des Uferbereichs

Die Beibehaltung der Möglichkeit zur Bebauung innerörtlicher Uferbereiche und Überschwemmungsgebiete widerspricht den Zielen des Hochwasserschutzes, der Gewässerrenaturierung und des Biotopverbundes. Die inzwischen eingetretenen Hochwasserkatastrophen verlangen eigentlich eine Einsicht, dass diese 2002 eingeführte Regelung ein Fehler war. Sie widerspricht auch den Zielen des von der Bundesregierung vorgelegten Entwurfs für ein Hochwasserschutzgesetz (§31b Abs. 4). Dieses sieht eine Genehmigungspflicht für die Bebauung von Auenbereichen im Innenbereich vor, die nur unter bestimmten Bedingungen erteilt werden darf. Darüber hinaus widerspricht sie dem allgemeinen Verschlechterungsverbot des Art. 4 Abs. 5c der WRRL.

Eine Eröffnung zur Bebauung von Auenbereichen hat verheerende Signalwirkung und unterläuft das Ziel, Planungsträger für die Offenhaltung der Hochwasserbereiche zu sensibilisieren.

§ 14 Landwirtschaftliche Nutzung des Uferbereichs und der Überschwemmungsgebiete

Die Aufhebung der Beschränkungen zur Ausbringung von Düngemitteln und Pestiziden im direkten Uferbereich mit Verweis auf die Vorschriften der Düngeverordnung sind nicht zielführend. Nur dem Anwender selbst sind das verwendete Düngemittel und die Anwendungsvorschriften bekannt. 

Eine Kontrolle der Einhaltung ist für Dritte praktisch unmöglich. Eine Nichteinhaltung der Vorschriften wird zu einem erhöhten diffusen Stoffeintrag aus landwirtschaftlichen Nutzflächen in die Gewässer führen, die spätestens in der Summe zu einer zunehmenden Belastung küstennaher Gewässer führt. Die Zielerfüllung eines „guten ökologischer und chemischer Zustands“ wird dadurch gefährdet. Mit dem allgemeinen Verschlechterungsverbot des Art. 4 Abs. 5c der WRRL ist dies nicht vereinbar. Eine Düngung des naturgegeben nährstoffreichen Bachufers ist auch aus landwirtschaftlicher Sicht für die Grünfutterproduktion nicht erforderlich.

Der Entwurf des Hochwasserschutzgesetzes auf Bundesebene sieht vor, dass durch Landesrecht die Verpflichtung geregelt wird, in den nach Abs. 2 festgesetzten Überschwemmungsgebieten den Ackerbau bis zum 31.12.2012 einzustellen. Diese Regelung fehlt bisher im HWG (§14)

§ 15 Befreiungen

Eine Vorgabe an die Wasserbehörde, neue Baugebiete im (außerörtlichen!) Überschwemmungsgebiet zu genehmigen, wenn dies mit einem „überwiegenden anderen öffentlichen Belang begründet“ werden kann, stellt eine Gefahr für die eigentlichen Ziele des HWG dar. Befreiungen von Bebauungs-Verboten sollten „zwingende Gründe“ des Allgemeinwohls verlangen und durch eine Ermessensentscheidung der Wasserbehörde getroffen werden.

Der Ausschluss einer Befreiung vom Verbot der Bepflanzung von Überschwemmungsgebieten immer dann, wenn ein Abflusshindernis geschaffen wird, ist zu weit reichend. Jeder neue Baum im Überschwemmungsgebiet stellt streng genommen ein Abflusshindernis dar und wäre daher abzulehnen. Diese Regelung widerspricht daher dem Grundsatz des HWG in §1, nach dem Gewässer „als Lebensraum für Pflanzen und Tiere zu erhalten oder wiederherzustellen“  sind. Die Renaturierung der Fließgewässer, die auch die Regeneration von Auwäldern einschließen muss, verlangt flexiblere Lösungen. Die Wirkung von Gehölzen als Abflusshinderniss ist je nach Talform und Talbreite unterschiedlich zu bewerten. Entsprechend muss der Wasserbehörde der Ermessensspielraum bezüglich der verschiedenen Zielsetzungen des HWG wieder eingeräumt werden. Es ist nicht akzeptabel, dass einerseits die Bebauung innerörtlicher Auenbereiche zugelassen, aber andererseits die Entwicklung von Auengehölzen verhindert werden soll. Es wird empfohlen, den Abs. 1wie folgt zu formulieren: „Die Wasserbehörde kann von den Verboten…befreien“.

In Abs. 3 Satz 2 ist die Einvernehmensregelung wieder herzustellen (wie bis 2002 gültig), da dem Gewässerschutz mindestens der gleiche Stellenwert eingeräumt werden muss wie Bauvorhaben.

Ein pauschales Anrecht auf eine Befreiung von den Verboten zur Beseitigung von Baum- oder Strauchpflanzungen im Rahmen der „Unterhaltung des Gewässers“ ist abzulehnen, da es dem Ziel der höheren Naturnähe der Gewässer zuwider läuft. Das Verbot im § 14 wird durch diese weitreichende Befreiung weitgehend unwirksam. Diese Regelung läuft dem Verschlechterungsverbot des Art. 4 Abs. 5c WRRL zuwider. Eine Befreiung zur Beseitigung von Baum- und Strauchpflanzungen sollte daher auf die Gefahrenabwehr beschränkt werden.

§ 16 Zusätzliche Maßnahmen

Die Anordnung der Wasserbehörde zu einer künstlichen Veränderung des Zu- oder Abflusses von wild abfließendem Wasser (Abs. 3)  sollte nur aus „überwiegenden“ Gründen des Wohls der Allgemeinheit erfolgen können, da sonst ein Widerspruch zu dem Ziel des §8 Abs. 2 zur Förderung der Entfaltung von Eigendynamik besteht. 

§ 23 Betrieb und Unterhaltung von Stauanlagen

Dem § 23 ist ein Abs. 7 hinzuzufügen, der im Hinblick auf eine Verbesserung der ökologischen Durchgängigkeit den Umbau von Gewässerverbauungen, Wehren und Stauanlagen regelt. Er sollte wie folgt formuliert werden: „ Gewässerverbauungen, Wehre und Stauanlagen sind auf ihre Wirkung auf das Ziel eines guten Gewässerzustandes bzw. des guten ökologischen Potenzials hin zu überprüfen. Sie sind zur Erreichung dieses Ziels so weit wie möglich umzubauen, aufzulassen oder zurückzubauen“. 

§ 27 Gewässerveränderungen

Die Ausweitung der Verpflichtung zur Wiederherstellung des alten Zustandes durch den Unterhaltungspflichtigen nicht nur, „soweit es das Wohl der Allgemeinheit“ erfordert, sondern nun auch wenn „überwiegende private Belange“ dies erfordern, ist zu weitgehend. Das Gleiche gilt für den nachfolgenden Satz, dass bereits bei „unverhältnismäßigen Beeinträchtigungen“ die Wiederherstellung des alten Gewässerzustandes angeordnet werden kann. Diese unkonkrete Aussage öffnet Handlungsspielräume zur Beschränkung einer eigendynamischen Entwicklung, die laut § 8 eigentlich gewollt ist. Die bisherige Formulierung des §12 Abs. 2 HWG (alt) war daher zielführender.

§ 29 Gemein- und Eigentümergebrauch

Die Erweiterung der Möglichkeit zur Einleitung von Niederschlagswasser auch aus gewerblich genutzten Flächen birgt die Gefahr der Gewässerverschmutzung. Ohne Anzeige solcher Einleitungen wird die Wasserbehörde erst nach der Einleitung von möglichen Verunreinigungen erfahren und trägt zudem die Beweislast. Die bisherige Einschränkung (keine gewerblich genutzten Flächen) sollte daher beibehalten werden.

§ 30 Benutzung zu Zwecken der Fischerei

Die genehmigungsfreie Einbringung von Stoffen zu Zwecken der Fischerei sollte nur in Gewässern zugelassen werden, die der Fischzucht dienen. Hingegen sollte für die Einbringung in andere Gewässer (in denen die Ziele des HWG und der WRRL Vorrang haben müssen!) eine Genehmigungspflicht durch die Wasserbehörde eingeführt werden.

§ 31 Schifffahrt

Die aktuellen Diskussionen um die Beschränkung der sich ausweitenden Nutzung der Gewässer durch Kanus und andere Boote und die guten Erfahrungen mit dem für Nordhessen erzielten Kompromiss von Nutzern und Naturschutz sprechen dafür, im § 31 auch eine Regelung zur Nutzung der Gewässer durch kommerzielle Bootsverleihe aufzunehmen. Extremes Negativbeispiel, welche Folgen die Nicht-Regelung haben kann, ist die Lahn. 

Es sollte daher den Wasserbehörden die Möglichkeit geschaffen werden, für sensible Gewässerabschnitte den über den Allgemeingebrauch hinausgehenden Bootsverkehr zu verbieten oder zu begrenzen.

§ 32 Bewirtschaftungsziele Grundwasser

Der Abs.  1 ist durch den Schutz der grundwasserbeeinflussten Landökosysteme zu erweitern (neuer Satz 3): „Die Entnahme ist so zu begrenzen, dass grundwasserbeeinflusste Lebensräume nicht beeinträchtigt werden.

§ 33 Verzeichnis der Schutzgebiete (oder besser im Ersten Abschnitt)

Die WRRL schreibt in Artikel 6 vor, dass die Länder bis spätestens vier Jahre nach Inkrafttreten der Richtlinie (also bis Dezember 2004) ein Verzeichnis aller Schutzgebiete erstellen, für die „zur Erhaltung von unmittelbar vom Wasser abhängigen Lebensräumen und Arten ein besonderer Schutzbedarf festgestellt wurde“. In Anhang IV wird ausgeführt, dass es sich dabei um alle Gebiete handelt, die für den Schutz von Lebensräumen oder Arten ausgewiesen wurden. Dies sind insbesondere Fauna-Flora-Habitat (FFH)-Gebiete und EU-Vogelschutzgebiete (SPA), aber auch alle nach nationalem Recht ausgewiesenen Schutzgebiete (NSG, LSG usw.). Bisher fehlt im HWG-Entwurf die Übernahme dieser Verpflichtung sowie die Fristsetzung bis Ende 2004.

§ 37 Bewirtschaftung des Grundwassers

Das Prinzip der Nachhaltigkeit verlangt, dass nur das langfristig nutzbare Dargebot des Grundwassers entnommen wird. Es ist daher nicht zu akzeptieren, dass Abs.1 lediglich den Auftrag enthält, „darauf hinzuwirken“, dass nicht mehr Grundwasser gefördert wird und dass erhebliche Beeinträchtigungen des Wasser- und Naturhaushaltes „nach Möglichkeit“ unterbleiben. Vielmehr ist dafür Sorge zu tragen, dass … Beeinträchtigungen des Wasser- oder Naturhaushaltes unterbleiben“.

Wir begrüßen, dass der § 39 Abs. 6 die Vorrangigkeit der öffentlichen Wasserversorgung aus örtlichen Wasservorkommen regelt. Allerdings ist der Zusatz „und regionalen Wasservorkommen“ ein räumlich dehnbarer Begriff: Als „Region“ wird manchmal ein Regierungsbezirk angesehen, als europäische „Region“ werden für Deutschland gar ganze Bundesländer verstanden. Daher sollte die Formulierung aus dem § 1a Abs. 3 WHG wörtlich übernommen werden, wonach „durch Landesrecht (bestimmt wird), dass der Wasserbedarf der öffentlichen Wasserversorgung vorrangig aus ortsnahen Wasservorkommen zu decken ist“.

§ 38 Ausnahmen vom Zulassungserfordernis

Eine Verkürzung der Zeit, in der die Wasserbehörde eine angezeigte Maßnahme untersagen kann, von drei auf nur einen Monat, mit einer Genehmigungsfiktion bei Untätigkeit der Behörde kann nicht akzeptiert werden. Die Gefahr der schleichenden Zulassungen in Urlaubszeiten oder bei Überlastung der Verwaltung ist zu groß.

§ 39 Einstieg in die Privatisierung der Trinkwasserversorgung

Die in § 39 Abs. 2 vorgesehene Möglichkeit, dass Gemeinden die Verpflichtung zur Wasserversorgung auf private Dritte übertragen kann, lehnen wir ab. Die preisgünstige Versorgung der Bevölkerung mit sauberem Trinkwasser hat übergeordnete Bedeutung. Sie ist nur dann sicher gewährleistet, wenn sie durch die öffentliche Hand erfolgt, nicht durch private Anbieter. Eine dauerhafte Sicherstellung der Erfüllung der übertragenen Pflichten (Abs. 3) halten wir bei einem wirtschaftenden Betrieb, der auch den Einflüssen der ökonomischen Rahmenbedingungen unterliegt, für nicht gewährleistet. Wir halten diese Öffnung daher für unverantwortbar. Völlig inakzeptabel ist der Hinweis in der Gesetzes-Begründung, dass auch bereits vor dem Erlass einer Verordnung bezüglich der dauerhaften Sicherung von qualitativ einwandfreiem Wasser zu einem angemessenen Preis die Übertragung der Wasserversorgung auf private Dritte erfolgen kann.
§ 41 Sparsamer Umgang mit Wasser

Es ist vom Träger der Wasserversorgung durchaus zu erwarten, dass er auf eine rationale Verwendung des Wassers nicht nur „hinwirken soll“, sondern das er diese „bewirkt“. Es sollte daher ein klarer, unmissverständlicher Auftrag formuliert werden, der den Träger dazu verpflichtet, für einen nachhaltigen Umgang mit Trink- und Niederschlagswasser zu sorgen.

§ 87 / § 76 Alte Rechte und Befugnisse

Artikel 11 Abs. 3 WRRL schreibt regelmäßige Überprüfungen wasserrechtlicher Zulassungen vor. Entsprechend werden in anderen Bundesländern (wie in Rheinland-Pfalz § 93 Abs. 3) in den Landeswassergesetzen auch die regelmäßige Überprüfung wasserrechtlicher Zulassungen festgeschrieben. Dies ist fachlich notwendig, um zum Beispiel Wanderungshindernisse zu entschärfen oder Restwasserregelungen einzuführen, die für moderne Zulassungen Standard sind. Gerade auch im Hinblick auf eine zunehmende Bedeutung regenerativer Energien kann eine unveränderte Beibehaltung der alten Benutzungsrechte für Gewässer, die bei In-Kraft-Treten des WHG (1957) bereits bestanden, nicht akzeptiert werden. 

Für alle Betreiber von Ausleitungskraftwerken ist daher grundsätzlich die Auflage einer ausreichenden Restwassermenge zu stellen, um die Ziele der WRRL zu erfüllen. Diese entspricht mindestens den LAWA-Empfehlungen. Sollte der Betreiber dazu nicht bereit sein, ist nach § 15 Abs. 4 WHG auch der Widerruf alter Rechte und Befugnisse wegen einer erheblichen Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit möglich. Es sollte also die regelmäßige Überprüfung und auch die Aufhebung der Rechte bei Zuwiderlaufen gegen die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie in den § 87 aufgenommen werden.

Insgesamt verwundert im Entwurf des neuen Hessischen Wassergesetzes die fehlende Konsequenz: Die wichtigen Ziele des Hochwasserschutzes, deren Bedeutung nach den Flutkatastrophen an Oder und Elbe noch einmal richtig deutlich geworden sind, werden durch die Möglichkeit zur Bebauung von Auen im innerörtlichen Bereich (die bereits heute häufig Engstellen im Hochwasserabfluss darstellen!) wieder gefährdet.

Auch den erfreulichen Zielsetzungen bezüglich der Förderung von Natürlichkeit von Gewässern werden durch die Regelungen zur Gewässerunterhaltung (Wiederherstellung nach eigendynamischen Prozessen, Ausschluss von Gehölzen)und die Aufhebung der Beschränkungen zur Ausbringung von Pestiziden und Düngemitteln am Gewässerufer wieder so enge Grenzen gesetzt, dass ein Erfolg in Frage steht. 

Wir bitten Sie daher, unsere Verbesserungsvorschläge für das HWG aufzugreifen, und sind gern bereit, sie Ihnen wie auch den parlamentarischen Gremien ausführlich zu erläutern.

Mit freundlichen Grüßen

Dipl.-Biol. Mark Harthun

Stellv. Geschäftsführer
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